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In demRechtsstreit

. . 0 0 . 0 o o o . . o . o o . o o . o o o o ,

Klägers, Revisionsklägers
und Revisionsbeklagten,

gegen

Beklagte, Revisionsbeklagte
und Revisionsklägerin,

hat der 1. Senat des Bundessozialgerichts in der‘

Sitzung vcm 27. Mai 1964, an der mitgewirkt haben

Bundesriehter Dr. H a u g
als Vorsitzender,

Bundesrichter H e y e r und
Bundesrichter' Dr. B u s 8

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter K ö h l e r und

Bundessozialrichter L e h m k u h 1
als ehrenamtliche Richter,

ohne mündliche Verhandlung für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessczialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

. 11. April 1962 aufgehoben. Die Berufung des

Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts Düs—

seldorf vom 11. Oktober 1960 wird zurückgewiesen.

Die Revision des Klägers wird zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Von Rechts wegen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


;n\

Die Beteiligten streiten darüber, ob Arto 2 9 45 letzter

Satz Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetz (AnVNG)

“der erneuten Geltendmachung des klägerischen Anspruchs nach

dem 31„.Dezember 1958 entgegenstehto

*Der durch seine Mutter gesetzlich vertretene Kläger been—

tragtc im November 1952 Waisenrente aus der Versicherung

seines im Oktober 1952 verstorbenen Vaters, ‚Die Beklagte

lehnte den Antrag mit Bescheid vom 21„ März 1953 ab, weil

die Anwartschaft aus den Beiträgen des Versicherten er—

loschen sei (5 32 AVGaF i„vomé @@1264 ff RVOaF und mit
15 4 Abs„ 2 SVAG)„ Mit seiner Klage hatte der Kläger keinen

Ä'Erfolg; die gegen das Urteil des Sozialgerichts (SG) ein—
7' gelegte Berufung wurde am 23„ März 1955 zurückgenommen° Im

Dezember 1959 stellte er erneut den Antrag auf Gewährung
Z'der'Waisenrente; die Beklagte lehnte ihn als verspätet ab;

der Antrag auf Nachprüfung des früheren bindend gewordenen

}
Beseheides hätte nach Art° 2 5 43 AnVNG bis zum 51° Dezem—

‘ ber 1958 gestellt werden müssen (Bescheid vom 250 Februar

196o)°‘

Der Kläger sah in der Ablehnung des neuen Antrages eine

unbillige Härte° Das SG wies jedoch seine Klage ab° Das
Landessozialgericht (LSG) hob das Urteil des SG auf und

sprach dem Kläger vom
1l Dezember 1959 an die Waisenrente

zu; soweit er die Rente schon von einem früheren Zeitpunkt

‘f an begehrte, wies es die Berufung des Klägers zurück°

Nach der Auffassung des LSG kann der Gesetzgeber
den völ—

ligen Ausschluß derjenigen Versicherten, die den Nachprü—

fungsantrag nicht rechtzeitig gestellt haben, nicht gewollt

‘ haben, weil diese Gruppe von Versicherten dann schlechter
‘ gestellt Wäre als diejenigen, die zuvor keinen Rentenantrag

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_3_ ;

gestellt haben; eine solche Regelung verstoße gegen Art° 3

Abs° 1 Grundgesetz (GG)O Der letzte Satz in Art„ 2 5145 AnVNG
könne nur dahin verstanden werden, daß — wenn der Neuantrag nach

dem 310 Dezember 1958 gestellt sei — die bei rechtzeitiger An—

tragstellung nach Art„ 2 5 24 Satz 2 AnVNG mögliche Renten—
gewährung vom 1" Januar 1957 an entfalle und für den Beginn

der Rente der Zeitpunkt der Stellung des neuen Leistungsantrags

maßgeblich sei (@ 67 Angcstelltenversicherungsgesetz —AVG—)o

Das LSG ließ in seinem Urteil vom 11„ April 1962 die Revision

ZU0

Der Kläger und die Beklagte legten Revision eine Der Kläger

beantragte, die Beklagte unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils zur Rentengewährung auch für die Zeit vom 1° Januar

1957 bis 300 November 1959 zu verurteilen„ Er rügte für die—

sen Zeitraum die Nichtanwendung von 5 44 AnVNG sowie die Ver—

‘ letzung von Art° 2 55 24 und 43 letzter Satz AnVNG und @ 67 AVG°

Die Beklagte beantragte; unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils die Berufung des Klägers in vollem Umfange zurück-

zuweieenc Nach ihrer Ansicht ist Art„ 2 9 43 AnVNG vom LSG

unriehtig angewendet werden°

Die Beteiligten erklärten sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden (@ 124 Abso 2 Sozialgerichts-

gesetz —SGG—)o ' "

Die Revisionen der Beteiligten sind zulässig; aber nur die

Revision der Beklagten ist begründet° Arte 2 @ 43 letzter

Satz AnVNG steht der erneuten Geltendmachung des klägerisehen ‘

Anspruchs entgegeno ' ‘ '

Nach Arte 2 5 6 AnVNG sind Rentehansprüche aus Versicherungs—

füllen vor dem Inkrafttreten der Neuregelungsgesetze nach den

bis zum 310 Dezember 1956 geltenden Vorschriften zu beur-

teilen, soweit nicht in den folgenden Vorschriften dieses Arte

_ 4 _
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etwas anderes bestimmt isto Eine solche andere Bestimmung,

findet sich für die Rentenansprüche von Hinterbliebenen in

Art, 2 5 17 AnVNG, Nach Satz 1 dieser Vorschrift gelten die
é' 40 Abs° 2 AVG und Art, 2 @ 8 AnVNG auch dann, wenn der
Tod des Versicherten — wie hier — in der Zeit zwischen dem

10 April 1945 und dem 310 Dezember 1956 eingetreten ist, Bei

Versicherungsfüllen in diesem Zeitraum wird die Erhaltung

der Anwartschaft — wie die Bezugnahme auf Art, 2 5 8 AnVNG

besagt, der wiederum auf 9 26 AVG verweist‚— vom neuen Recht

nicht mehr verlangt° Durch Art() 2 5 43 Satz 2 bis 4 AnVNG

wird jedoch die Anwendung des neuen Rechts eingeschränkty

wenn ein früherer Leistungsantrag rechtskräftig oder bindend

abgelehnt werden ist, In einem solchen Falle — wie er auch

hier vorliegt — ist zwar auf Antrag zu prüfen, ob die Vor—

”schriften des AnVNG günstiger sind° Der Antrag auf Nach—

prüfung ist jedoch an eine Frist gebunden; er war "nur" bis
zum 310 Dezember 1958 zulässig (Art, 2 5 43 letzter Satz

AnVNG), Diese Frist hat der Kläger nicht eingehalten°

Weil der Antrag zu spät gestellt wurde, ist eine Nachprüfung

des seinerzeit rechtskräftig abgelehnten Leistungsantrags

ausgeschlossen° Diese gesetzliche Rechtsfolge wird auch

nicht berührt von der Entscheidung des Großen Senats des

Bundessozialgerichts (BSG)vom 9° Juni 1961 (BSG14, 246),
die zu einem anderen Sachverhalt ergangen ist° Hier hat der

Große Senat entschieden, daß die ähnlich lautende Frist—.

vorschrift des 5 58 Abs, 1 Bundesversorgungsgesetz (BVG) aF

nicht gelte, wenn die Voraussetzungen des verspätet ange—

meldeten Versorgungsanspruchs zweifelsfrei gegeben seien,

Diese Entscheidung geht davon
aus, daß 5 58 Abs, 1 BVG aF

überwiegend dem Zweck diene, die Verwaltung vor verspätet

angemeldeten Ansprüchen zu schützen, bei denen der Sachver—

halt dann nur noch unter großen Schwierigkeiten aufzuklärcn

..5...
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wäre° Bei der Fristvorschrift des Art„ 2 5-43 letzter

Satz AnVNG dagegen verhält es sich anders° Schon der

geregelte Gegenstand ist hier ein anderer; @ 58 BVG aF

betrifft erstmals angemeldete Ansprüche; Arto 2 5 43
letzter Satz AnVNG dagegen bezieht sich auf bereits]

früher (rechtzeitig) angemeldete, aber schon rechts—

kräftig oder bindend abgelehnte Ansprücheo Ein wesent—

licher Unterschied zu @ 58 BVG aF liegt aber Vor allem

in der anderen Zweckbestimmungdes Art° 2 @43 letzter
Satz AhVNG° Schon die Einordnung dieser Vorschrift in

die Übergangsvorschriften des Art„ 2 läßt erkennen; daß

bei ihr der Ordnungscharakter im Vordergrund steht° Der

Gesetzgeber hat in die Übergangsregelung des Art„ 2 @ 43

auch solche Fälle einbezogen, in denen bereits vor dem
Inkrafttreten der gesetzlichen'Neuregelung der Versiche—

rungsfall eingetreten, ein Leistungsantrag aber durch
rechtskräftig oder bindend gewordene Entscheidung ab—

gelehnt werden war„ Die Nachprüfung solcher abgeschlos—
sener Fälle ließ er jedoch nur dann zu, wenn der Nach—

prüfungsäntrag bis zum 310 Dezember 1958 gestellt wur—

dc„ Diese in Art° 2 5 43 letzter Satz AnVNG festgelegte

Frist ist somit schon nach ihrem Sinn und Zweck eine

Ausschlußfrist, die weder für eine Wiedereinsetzung in

den vorigen Stand noch für Billigkeitserwägungen Raum

läßt° Wegen der hiernach unterschiedlichen Funktionen

der beiden Vorschriften lassen sich die Grundgedanken

der Entscheidung des Großen Senats zu @ 58 BVG aF nicht

auf die Auslegung der Fristvorschrift in Art° 2 © 43
letzter Satz AnVNG entsprechend anwenden° In diesem

Sinne haben auch schon der 40 und 120 Senat des BSG zu
der entsprechenden Vorschrift in der Arbeiterrentenver—

sicherung entschieden (SozR zu Art„ 2‘5 44 ArVNG Aa 4

Nro 9 und Urt„ des 120 Senats vom 200 Juli 1962 — '
12/5 RJ 112/61) sowie der 11° Senat in seinem Urteil vom
180 Februar 1964 — 11/1 RA 220/620 Der Senat schließt

,
...0—‚1
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Asich dieser Reehtsauffassung an° Für die dem Arto 2 5 43
AnVNG vom Berufungsgericht gegebene Auslegung ist somit

‘ kein Raum, weil nach dem 310 Dezember 1958 gestellte Naeh—

‘prüfungsanträge schlechthin nicht mehr berücksichtigt

werden können°

‚Nicht zu Unrecht weiSt der Kläger allerdings darauf hin,

sein Rentenansprueh stünde außer Zweifel, wenn er den frü—

heren, damals aussiehtslosen Rechtsstreit weitergeführt

und notfalls Revision eingelegt hätte (Arte 2 @ 43 Satz 1

Halbso 2 AnVNG) oder wenn er den Antrag auf Waisenrente

,
nicht schon früher, sondern erstmalig nach dem 310 Dezember

' 1956 gestellt hätte (Arto 2 5 17 AnVNG)„ Der Kläger über—

.
sicht jedoch, daß sich der Gesetzgeber bei der in Art„ 2

'5 43 AnVNG getroffenen Regelung durchaus im Rahmen des

Üblichen hielt„ Es kann nicht als unsachgemäß bezeichnet

werden, wenn der Gesetzgeber in abgeschlossenen‚ aber von
ihm untér_Einsehränkung der Reehtskraft— und Bindungswir—

' kung früherer Entscheidungen für erneut nachprüfbar er—

klärten Versicherungsfällen die Anwendung des neuen Rechts

davon abhängig machte, daß der erforderliche Naehprüfungse

antrag innerhalb einer angemessenen Frist zu stellen wart

Der Zeitraum von nahezu zwei Jahren ist als angemessen an—

zusehen° In der Bestimmung der zweijährigen Aussehlußfrist

liegt deshalb kein Verstoß gegen Art° 3 Abs° 1 GG (vglo Urto

des 4° Senats vom 14° Juni 1962 — SozR Aa 4 Nro 9 zu Art0 2

% 44 ArVNG)°

Da innerhalb der Ausschlußfrist ein Antrag auf Nachprüfung

nicht gestellt werden ist9 hat der Kläger das Recht auf

NaChprüfung verloren und kann sich auf die Neuregelung

nicht berufen° Hierbei ist es unerheblich, ob die Frist

des—Art‚ 2 5 43 letzter Satz AnVNG aus Unkenntnis der
' Neuregelungsvorschriften oder aus sonstigen Gründen ohne

Verschulden versäumt wurdeo Demnach konnte sich die Be—

' klagte zu Recht auf den Fristablauf berufenc Ihre Revision

“
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war daher begründet° Das angefochtene Urteil mußte

aufgehoben und die Berufung des Klägers gegeh das erst—

instanzliche Urteil in vollem Umfang zurückgewiesen wer— ‘

den, während gleichzeitig die Revision des Klägers als
unbegründet zurückzuweiscn war (5 170 Abs() 1 ua 2 SGG)O

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGGo
:
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